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Kurzfassung 

In diesem Artikel wird erläutert, warum Karl Marx und Friedrich Engels den Kapitalis-
mus fälschlicherweise für ein System zur Ausbeutung der Arbeiter hielten. Hielte man 
an ihrem Ausbeutungsbegriff fest, müsste man den Kapitalismus als ein System zur 
Ausbeutung der Unternehmen kennzeichnen: Unternehmen sind Wertschöpfungsagen-
ten im gesellschaftlichen Auftrag, die durch Wettbewerb gezwungen werden, ihre Wert-
schöpfungsbeiträge an ihre Arbeitnehmer und Kunden weiterzugeben. Hierbei spielen 
Eigentumsrechte eine zentral wichtige Rolle. Von ihnen hängt es ab, wie gut die Unter-
nehmen ihr gesellschaftliches Mandat erfüllen können, im Interesse der Bürger immer 
neue Win-Win-Aktivitäten zu entfalten. 

 

Schlagworte: Kapitalismus, Ausbeutung, Win-Win-Potential, Innovation, Eigentum-
srechte 

Abstract 

This article explains why Karl Marx and Friedrich Engels were wrong in assuming that 
capitalism is a system expropriating workers. Keeping to their term of expropriation, it 
would be justified to characterize capitalism as a system for expropriating business 
firms: Corporations have a societal mandate to create value and are forced by competi-
tion to hand over their value added to their workers and clients. Property rights play a 
central role in this market game. It depends on property rights whether corporations are 
able to fulfill their societal role of engaging again and aigain in new win-win activities 
that are beneficial to all citizens. 

Key Words: Capitalism, Expropriation, Win-Win Potential, Innovation, Property Rights 

 

 





Eigentumsrechte und dynamische Wertschöpfung in der Markt-
wirtschaft: Ist der „Kapitalismus“ ein System zur „Ausbeutung“ 

der Unternehmen? 

Ingo Pies 

Wir alle sind seit langem daran gewöhnt, die Marktwirtschaft als „Kapitalismus“ zu 
bezeichnen und diesen Kapitalismus als ein „Ausbeutungssystem“ zu beschreiben.1 
Dass der Kapitalismus ein System zur Ausbeutung der Arbeiter sei, war die explizite 
These von Karl Marx und Friedrich Engels. Diese Ausbeutungsthese war zugleich der 
Hauptgrund, warum Marx und Engels jeder marktwirtschaftlich verfassten Gesell-
schaftsordnung prinzipiell ablehnend gegenüberstanden, so dass sie nicht zu Reformern, 
sondern stattdessen zu Revolutionären wurden. Sie wollten das System der Marktwirt-
schaft, das für sie eben ein Ausbeutungssystem war, nicht graduell verbessern, sondern 
radikal abschaffen.2 

Im vorliegenden Aufsatz will ich zu zeigen versuchen, dass sich auch die moderne, 
neo-klassische, nicht-marxistische Ökonomik durchaus auf die Perspektive einzulassen 
vermag, den Kapitalismus als ein Ausbeutungssystem zu kennzeichnen. Ein solches 
Unterfangen bringt zwei Pointen mit sich: Die erste Pointe besteht darin, den Blick für 
die Systemeigenschaft freizumachen, dass im Kapitalismus nicht die Arbeiter, sondern 
die Unternehmen „ausgebeutet“ werden. Hieran schließt sich als zweite Pointe an, dass 
es genau diese Art von system(at)ischer „Ausbeutung“ der Unternehmen ist, die den 
Kapitalismus – verstanden als eine marktwirtschaftlich verfasste Gesellschaftsordnung 
– so überaus attraktiv und dynamisch sowie aus Sicht der Bürger zustimmungsfähig und 
mithin demokratiekompatibel macht.  

Der Argumentationsgang wird in drei Schritten entwickelt: Im ersten Schritt re-
konstruiere ich die Position von Marx und Engels, wie sie sich beispielsweise im Kom-
munistischen Manifest des Jahres 1848 nachlesen lässt. Hier kommt es mir darauf an, 
ihre verbalen Überlegungen in einen Modellrahmen zu übersetzen und zu zeigen, dass 
Marx und Engels eine in sich durchaus konsistente Argumentation entwickelt haben. Im 
zweiten Schritt de-konstruiere ich die Position von Marx und Engels, indem ich zeige, 
dass ihnen in ihrem konsistenten Denkmodell ein gravierender Fehler unterlaufen ist, 
dessen Korrektur zu radikal anderen Schlussfolgerungen zwingt. Hier will ich verständ-
lich machen, in welchem präzisen Sinn der Kapitalismus als ein System zur Ausbeutung 
der Unternehmen aufgefasst werden kann (erste Pointe). Und eine bestimmte Vorstel-
lung über die gesellschaftliche Funktion von Unternehmen aufgreifend, die sich über-
einstimmend bei Ludwig von Mises sowie bei Franz Böhm findet, erläutere ich dann 
abschließend im dritten Schritt die ordnungspolitische Idee, dass es gesellschaftlich 
produktiv ist, ein solches „Ausbeutungs“-System zu kultivieren, d.h. ein System, in dem 
die Unternehmen sich als wirtschaftliche Mandatare: als Wertschöpfungsagenten im 

                                                 
 Dieser Text ist die schriftliche Grundlage für einen am 26. Juli 2012 frei gehaltenen Vortrag im Rahmen 
der Sommerakademie „academia philosophia iuris“, die vom 24. bis 28. Juli 2012 in Kloster Lehnin statt-
fand. Ich danke den Teilnehmern für kritische Nachfragen und kontroverse Diskussionen. 
1 Vielleicht mag es manche Leser überraschen: Der Begriff „Kapitalismus“ geht nicht auf Karl Marx und 
Friedrich Engels, sondern auf Werner Sombart und Max Weber zurück. Es handelt sich also um eine 
semantische Prägung nicht schon des 19., sondern erst des frühen 20. Jahrhunderts. Vgl. Sombart (1902) 
und Weber (1904). 
2 Vgl. hierzu als Überblick Pies und Leschke (2005). 
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gesellschaftlichen Auftrag betätigen (zweite Pointe). Ich werde zeigen, dass hierbei die 
ordnungspolitische Gestaltung der Eigentumsrechte eine zentrale Rolle spielt. Damit 
verbindet sich als dritte Pointe die Erkenntnis, dass die marktkonforme Einrichtung und 
Ausgestaltung von Eigentumsrechten nicht nur im Interesse der Eigentümer, sondern 
primär – und in Zweifelsfällen sogar: prioritär – im Interesse der Nicht-Eigentümer er-
folgt. 

Um den Überblick zu erleichtern, will ich vorab drei Thesen formulieren, die den ro-
ten Faden deutlich machen. Sie lauten: 

1. Die marxistische Kapitalismus-Analyse beruht darauf, die klassische Öko-
nomik des Gütermarktes per Analogieschluss auf den Arbeitsmarkt zu über-
tragen. 

2. Dieser Analogieschluss misslingt. Marx und Engels unterläuft in ihrer an-
sonsten durchaus konsistenten Argumentation ein entscheidender Denkfeh-
ler. 

3. Korrigiert man diesen Denkfehler, wird der Blick dafür frei, warum der Ka-
pitalismus als System so produktiv und attraktiv ist – und welche politischen 
Maßnahmen geeignet sind, diese Produktivität und Attraktivität noch weiter 
zu steigern. 

I. Rekonstruktion des Arguments von Marx und Engels 

Noch bevor Marx sich 1849 ins Londoner Exil begab, wo er in der Bibliothek des Bri-
tish Museum ein intensives Selbststudium der ökonomischen Klassiker aufnahm, war er 
durch seinen Freund Friedrich Engels bereits mit wichtigen Erkenntnissen der klassi-
schen Ökonomik eines Adam Smith oder David Ricardo durchaus vertraut. Dies zeigt 
sich daran, dass Marx gemeinsam mit Engels im Kommunistischen Manifest eine Ar-
gumentation entwickelt, die darauf beruht, die von den ökonomischen Klassikern über-
nommene Analyse des Gütermarktes per Analogieschluss auf die Analyse des Arbeits-
marktes zu übertragen. Ich will versuchen, das nun genauer zu erläutern. 

((1)) Die ökonomischen Klassiker gingen davon aus, dass der Preis einer Ware fluk-
tuiert und hierbei um ihren Wert schwankt. Aus ihrer Sicht war der Gütermarkt also 
erstens durch ein Auf und Ab von Preisen gekennzeichnet. Ein zweites Kennzeichen 
bestand für sie darin, dass es inmitten all dieser Schwankungen einen Gravitationspunkt 
gab, von dem die Preise nur zufällig und auch nur kurzfristig abweichen, um systema-
tisch wieder auf den eigentlichen Wert der Ware zu konvergieren. Die Höhe dieses 
Werts sahen sie durch die notwendigen (minimalen) Produktionskosten bestimmt. Und 
im Wettbewerb identifizierten sie den Mechanismus, der die Gravitation der Preise zum 
Wert hervorbringt, mit folgender Überlegung: Wenn es – aus welchen Gründen auch 
immer – zu einer dauerhaften Nachfrageausdehnung kommt, steigt der Preis kurzfristig 
über das langfristige Produktionskostenminimum. Folglich steigen kurzfristig auch die 
Gewinne. Steigende Gewinne aber locken neue Anbieter auf den Markt und setzen da-
mit einen Anpassungsprozess in Gang, der die Preise langfristig wieder auf den alten 
Gravitationsschwerpunkt hinabdrückt, weil die dauerhafte Nachfrageausdehnung durch 
eine ebenfalls dauerhafte Angebotsausdehnung kompensiert wird. 

Ich übersetze das nun mit Hilfe der neo-klassischen Ökonomik in ein Diagramm. 
Dabei verwende ich theoretische Konzepte, die weder den Klassikern noch Marx und 
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Engels verfügbar waren. Damit verbinden sich zwei Vorteile: Erstens wird dadurch klar, 
wie bewunderungswürdig die denkerische Disziplin dieser frühen Ökonomen ist, die 
ohne diese technischen Hilfsmittel auskommen mussten, wenn es darum ging, die im-
mense Komplexität der auf Märkten auftretenden systemischen Interdependenzen zahl-
loser Einzelhandlungen gedanklich zu durchdringen. Und zweitens können wir heute 
von der Gnade der späten Geburt produktiv Gebrauch machen, weil bestimmte Denk-
fehler, die den frühen Ökonomen – und hier insbesondere Marx und Engels – unterlau-
fen sind, mit dem modernen Instrumentarium leichter identifiziert werden können: Wir 
sind heute in der Lage, manches mit einem erweiterten Horizont und zudem klarer zu 
sehen, weil wir auf den Schultern von Riesen stehen.  

Das Diagramm sieht nun wie folgt aus (Abb. 1). An der Ordinate wird der Preis für 
das Gut abgetragen, an der Abszisse abgetragen werden die Mengeneinheiten des Gutes, 
das auf dem Markt angeboten und nachgefragt wird. Schwarz eingezeichnet ist die lang-
fristige Angebotskurve (LA). Sie verläuft horizontal, und zwar genau auf der Höhe der 
durchschnittlichen Produktionskosten (DPKmin), die notwendig sind, um das Gut herzu-
stellen. Grau eingezeichnet sind die Nachfragekurve (N1) und die kurzfristige Ange-
botskurve (KA1). Die Nachfragekurve hat eine negative Steigung. Sie bildet ab, dass die 
nachgefragte Menge mit steigenden Preisen abnimmt. Ausschlaggebend dafür ist, dass 
bei steigenden Preisen immer weniger Menschen bereit oder in der Lage sind, das teurer 
gewordene Gut zu kaufen. Hingegen hat die kurzfristige Angebotskurve eine positive 
Steigung. Sie bildet ab, dass die von den bereits im Markt befindlichen Unternehmen 
kurzfristig angebotene Menge mit steigenden Preisen zunimmt. Ausschlaggebend hier-
für ist, dass es sich bei steigenden Preisen für die Anbieter lohnt, zusätzliche Kosten – 
etwa für Überstunden oder zusätzlichen Maschinenverschleiß – in Kauf zu nehmen, um 
das Angebot kurzfristig auszuweiten. 

 

 

Abbildung 1: Die klassische Analyse des Gütermarktes 

Der gedankliche Ausgangspunkt für die weiteren Überlegungen ist G1 mit der zugehöri-
gen Preis-Mengen-Kombination p1 und x1. Zum einen handelt es sich um den Schnitt-
punkt der Nachfragekurve (N1) und der kurzfristigen Angebotskurve (KA1). Dies ist das 
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Kennzeichen eines kurzfristigen Gleichgewichts. Zum anderen handelt es sich gleichzei-
tig um den Schnittpunkt der Nachfragekurve (N1) mit der langfristigen Angebotskurve 
(LA). Dies ist das Kennzeichen eines langfristigen Gleichgewichts. Wir wollen nun 
untersuchen, was auf dem Markt passiert, wenn dieses Ausgangsgleichgewicht dadurch 
gestört wird, dass es zu einer dauerhaften Ausdehnung der Nachfrage – und graphisch: 
zu einer entsprechenden Verschiebung der Nachfragekurve (von N1 zu N2) – kommt. 
Hierzu gehen wir in zwei Schritten vor. Der erste Schritt untersucht die marktlichen 
Anpassungsreaktionen, die zum neuen kurzfristigen Gleichgewicht führen. Hierauf auf-
bauend untersucht der zweite Schritt jene marktlichen Anpassungsreaktionen, die zum 
neuen langfristigen Gleichgewicht führen. 

Erster Schritt: Das neue kurzfristige Gleichgewicht wird durch G2 markiert, den 
Schnittpunkt der kurzfristigen Angebotskurve KA1 mit der neuen Nachfragekurve N2, 
die sich ausgehend von N1 aufgrund der Nachfrageausdehnung in nord-östlicher Rich-
tung verschoben hat. Die zugehörige Preis-Mengen-Kombination besteht aus p2 und x2. 
Der kurzfristige Gleichgewichtspreis ist also angestiegen, von p1 auf p2. Was wäre hin-
gegen passiert, wenn es diesen Preisanstieg nicht gegeben hätte? Dann wäre zum alten 
Preis die Gütermenge x3 nachgefragt, aber nur die unveränderte Gütermenge x1 angebo-
ten worden. Damit wird ersichtlich, dass die infolge der Nachfrageausdehnung eintre-
tende Preissteigerung zwei wichtige Funktionen erfüllt: Die erste Funktion besteht da-
rin, einen Teil der Nachfrage zurückzudrängen, und zwar von x3 zu x2. Die zweite Funk-
tion besteht darin, die Anbieter zu einer kurzfristigen Angebotsausdehnung zu veranlas-
sen, und zwar von x1 zu x2. In simultaner Ausübung dieser beiden Funktionen wird der 
Marktpreis so lange ansteigen, bis die nachgefragte Menge exakt identisch wird mit der 
kurzfristig angebotenen Menge. Dies ist interessanterweise genau dort der Fall, wo die 
Produktionskosten der letzten getauschten Einheit genau so groß sind wie die Zahlungs-
bereitschaft für diese letzte Einheit: Auf freiwilliger Basis werden die Marktteilnehmer 
nicht weniger als x2 tauschen, weil sie dann mögliche Tauschgewinne unrealisiert lie-
ßen. Gleichzeitig würden sie auf freiwilliger Basis aber auch nicht mehr als x2 tauschen, 
weil sie dann individuelle Verluste erleiden würden. Deshalb ist die Preismengen-
Kombination p2 und x2 eine stabile Gleichgewichtslösung. Dies gilt allerdings nur in 
kurzfristiger Hinsicht. 

Zweiter Schritt: Die Anzahl der Anbieter auf einem Markt ist zwar kurzfristig kon-
stant, aber langfristig variabel. Deshalb markiert G2 kein langfristiges Gleichgewicht, 
und zwar aus folgendem Grund: An sich ist es möglich, das Gut zu minimalen durch-
schnittlichen Kosten (DPKmin) herzustellen. Die im Ausgangsgleichgewicht gegebene 
Anzahl der Unternehmen kann auf diese Weise die Menge x1 bereitstellen. Wird nun 
überraschenderweise mehr als x1 nachgefragt, kann die kurzfristig fixierte Zahl der Un-
ternehmen mit ihrer gegebenen Produktionskapazität beispielsweise die Menge x2 nur 
herstellen, indem sie Zusatzkosten – etwa in Form von Überstunden oder höherem Ma-
schinenverschleiß – in Kauf nimmt. Diese Zusatzkosten werden durch den Preisanstieg 
abgedeckt. Allerdings wird der höhere Preis p2 von den Nachfragern nicht nur für die 
marginale Mengeneinheit x2 gezahlt, sondern auch für die (x2-1) infra-marginalen Men-
geneinheiten. Folglich werden Gewinne erwirtschaftet, weil für diese infra-marginalen 
Mengeneinheiten der Erlös pro Stück über den Kosten pro Stück liegt. Genau diese 
Gewinne jedoch locken neue Unternehmen auf den Markt, die in der Lage sind, das Gut 
zu den minimalen durchschnittlichen Produktionskosten (DPKmin) anzubieten. Diese 
Firmen strömen so lange auf den Markt und erhöhen damit die Angebotsmenge, bis der 
Preis auf das alte Niveau p1 absinkt, das mit dem Niveau der minimalen Durchschnitts-
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kosten zusammenfällt. Die kurzfristige Angebotskurve verschiebt sich damit von KA1 
zu KA2. Folglich wird das endgültige neue Gleichgewicht durch die Preis-Mengen-
Kombination p1 und x3 markiert. Das neue Gleichgewicht in G3 ist – ähnlich wie G1 – 
wieder zugleich kurzfristiger und langfristiger Natur: Ein kurzfristiges Gleichgewicht ist 
es als Schnittpunkt der neuen kurzfristen Angebotskurve KA2 mit der Nachfragekurve 
N2. Ein langfristiges Gleichgewicht ist es als Schnittpunkt der Nachfragekurve N2 mit 
der langfristigen Angebotskurve LA.  

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Nachfrageausdehnung zwei unterschied-
liche Anbieterreaktionen auslöst. Kurzfristig bieten die bereits im Markt befindlichen 
Anbieter zu steigenden Preisen mehr an, so dass zusätzlich zur alten Gleichgewichts-
menge x1 die Versorgung der Nachfrager um die Gütermenge x2-x1 gesteigert werden 
kann. Langfristig erhöht sich die Anzahl der Anbieter im Markt. Hierdurch kann die 
Versorgung der Nachfrager nochmals quantitativ gesteigert werden, und zwar um die 
Gütermenge x3-x2. Zugleich sinken die Preise auf ihr altes Niveau! Hierbei spielt der 
Wettbewerb zwischen den Unternehmen eine entscheidende Rolle, denn er sorgt dafür, 
dass der Preis gleichsam herunterkonkurriert wird, bis die gesamte Nachfrage zu mini-
malen Kosten befriedigt werden kann.  

((2)) Marx und Engels machen sich diese Analyse der ökonomischen Klassiker voll-
ständig zu eigen und übertragen sie dann auf den Arbeitsmarkt. Der Kerngedanke, dem 
ihre Analyse folgt, lautet wie folgt: Wenn auf dem Gütermarkt die Kosten der Produkti-
on das langfristige Gleichgewichtsniveau des Preises bestimmen, dann gilt per Analo-
gieschluss, dass auf dem Arbeitsmarkt die Kosten der Reproduktion das langfristige 
Gleichgewichtsniveau des Lohnes bestimmen.  

Genau so, wie der Gravitationswert des Güterpreises durch das Minimum der durch-
schnittlichen Produktionskosten bestimmt sei, wird dieser Ansicht zufolge der Gravita-
tionswert des Preises auf dem Arbeitsmarkt, d.h. der Lohnsatz, durch das Minimum der 
durchschnittlichen Reproduktionskosten bestimmt. Hierzu liest man im Kommunisti-
schen Manifest: 

„Der Durchschnittspreis der Lohnarbeit ist das Minimum des Arbeitslohnes, d.h. die Summe der 
Lebensmittel, die notwendig sind, um den Arbeiter als Arbeiter am Leben zu erhalten. Was also der 
Lohnarbeiter durch seine Tätigkeit sich aneignet, reicht bloß dazu hin, um sein nacktes Leben wie-
der zu erzeugen.“3 

Wir können diese Auffassung ebenfalls mit einem Diagramm der neo-klassischen Öko-
nomik rekonstruieren (Abb. 2). Hierzu tragen wir auf der Ordinate den Lohnsatz und 
auf der Abszisse die Arbeitsmenge ab. Grau eingezeichnet ist die Nachfrage der Unter-
nehmen nach Arbeit (N1). Diese Kurve hat eine negative Steigung. Sie bildet ab, dass 
die Unternehmen weniger Arbeiter einstellen, wenn der Lohnsatz steigt. Schwarz einge-
zeichnet ist die langfristige Arbeitsangebotskurve (LA). Sie verläuft horizontal auf dem 
Niveau des Subsistenzminimums (Smin).  

Der gedankliche Ausgangspunkt für die weiteren Überlegungen ist G1 mit dem 
Lohnsatz w1 und der Arbeitsmenge l1. Es handelt sich um ein Gleichgewicht, denn hier 
schneidet die Nachfragekurve N1 die langfristige Arbeitsangebotskurve LA. Was pas-
siert nun, wenn dieses Gleichgewicht dadurch gestört wird, dass die Nachfrage der Un-
ternehmen nach Arbeit zunimmt, so dass sich die Nachfragekurve in nord-östlicher 
Richtung von N1 auf N2 verschiebt? 

                                                 
3 Marx und Engels (1848, 1959; S. 476). 
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Abbildung 2: Die Analyse des Arbeitsmarktes bei Marx und Engels 

Marx und Engels geben hierauf folgende Antwort: Das neue Gleichgewicht stellt sich 
im Punkt G2 ein mit der Kombination von w1 und l2. Die steigende Nachfrage übersetzt 
sich dieser Auffassung zufolge nicht in steigende Löhne, weil im Kapitalismus stets 
eine „industrielle Reservearmee“4 bereitsteht, aus der die Unternehmen neue Arbeits-
kräfte rekrutieren können, welche sich notgedrungen mit einem Lohnniveau begnügen 
(müssen), das gerade dazu ausreicht, die elementarsten Bedürfnisse ohne jeden Komfort 
oder gar Luxus abzudecken. Unter dieser Annahme ist die Konkurrenz zwischen den 
Arbeitern dafür verantwortlich, dass es zwar zu einer Ausweitung der Beschäftigung 
von l1 zu l2 kommt, nicht jedoch zu einer Verbesserung des Lebensstandards der Arbei-
ter, weil ihr Lohnniveau konkurrenzbedingt auf das Subsistenzminimum (w1 = Smin) 
fixiert ist. 

Um dieser sozialstrukturellen Misere auch semantisch Ausdruck zu verleihen, erfin-
det Marx später den Begriff des Mehrwerts. Die Überlegungen hierzu lassen sich an-
schaulich machen, wenn man in Abb. 2 auf den infra-marginalen Arbeiter la blickt: Im 
Ausgangsgleichgewicht (G1) besteht der Wert des Arbeiters für das ihn beschäftigende 
Unternehmen im monetären Gegenwert seiner Arbeitsleistung. Dieser Gegenwert lässt 
sich auf der durch G1 verlaufenden Nachfragekurve N1 ablesen. Er beträgt wa1 und ist 
damit höher als w1. Marx deutet das nun so, dass das Unternehmen eigentlich bereit 
wäre, diesem Arbeiter den Lohn wa1 auszuzahlen, aufgrund der Marktbedingungen je-
doch nicht mehr als w1 zahlen muss und sich folglich diese Differenz (wa1 – w1) als 
Mehrwert (MW1), d.h. als eigentlich unbezahlte Arbeit, einstreicht. Marx interpretiert 
dies als strukturelle Ausbeutung, die im System angelegt ist, so dass man ihr auch dann 

                                                 
4 Vgl. hierzu ausführlich Marx (1867, 1968; S. 657-670). Im 23. Kapitel seines Buches über „Das Kapi-
tal“ erläutert Marx in Abschnitt 3 seine Auffassung, dass es im Kapitalismus stets eine Tendenz zur Mas-
senarbeitslosigkeit gebe. Diese Arbeitslosen bezeichnet Marx als „industrielle Reservearmee“ (ebd.; S. 
657) oder alternativ als „relative Überbevölkerung“ (ebd.; S. 657) oder als „Surplusarbeiterpopulation“ 
(ebd.; S. 661). Ausschlaggebend hierfür ist Marx zufolge die Substitution von Arbeit durch Kapital, wie 
sie sich im zunehmenden Einsatz von Maschinen beobachten lässt. Hierzu liest man bei Marx (ebd.; S. 
660): „Mit der durch sie selbst produzierten Akkumulation des Kapitals produziert die Arbeiterbevölke-
rung also in wachsendem Umfang die Mittel ihrer eignen relativen Überzähligmachung.“ 
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nicht entkommen kann, wenn sich die Marktwirtschaft dynamisch fortentwickelt. Steigt 
nämlich beispielsweise aufgrund technischen Fortschritts oder aufgrund neuer Absatz-
märkte die Arbeitsnachfrage der Unternehmen von N1 auf N2, dann steigt die unterneh-
merische Zahlungsbereitschaft für den Arbeitnehmer la von wa1 auf wa2. Einerseits ist er 
für das Unternehmen nun mehr wert, sei es, weil seine Produktivität durch technologi-
schen oder organisatorischen Fortschritt ansteigt, sei es, weil sein Arbeitsprodukt auf-
grund steigender Absatzpreise wertvoller geworden ist. Andererseits aber zahlt ihm das 
Unternehmen nach wie vor nicht mehr als seinen Subsistenzlohn aus. Würde er nun 
darauf bestehen, höher entlohnt zu werden, so würde er einfach entlassen und sein Ar-
beitsplatz mit einem Arbeiter besetzt, der aus der industriellen Reservearmee rekrutiert 
wird. Folglich kommt, so Marx, die gestiegene Produktivität des Arbeiters ihm selbst 
gar nicht zugute, weil sie als Mehrwert (MW2) komplett vom Unternehmen angeeignet 
wird, das einfach davon profitiert, dass der Lohnsatz konkurrenzbedingt nicht über das 
Subsistenzniveau ansteigen kann.  

Aufgrund dieser Analyse sahen Marx und Engels im Kapitalismus ein System struk-
tureller Ausbeutung, aus dem es systemimmanent – durch Reformen – keinen Ausweg 
gab, so dass sie auf einen radikalen Systemwechsel – durch Revolution – setzen zu 
müssen glaubten, um die soziale Situation der Arbeiter nachhaltig zu verbessern.  

II. Dekonstruktion des Arguments von Marx und Engels 

Abbildung 3 zeigt, dass sich die Lage der Arbeiter auch ohne Revolution nachhaltig 
verbessert hat. Schaut man auf England als das im 19. Jahrhundert am stärksten indus-
trialisierte Land der Welt, dann sieht man einen durchgängig positiven Trend der 
Durchschnittseinkommen, der bei den Hilfsarbeitern sogar noch stärker ausfällt als bei 
den Facharbeitern. 

Die Marktwirtschaft hat nicht zur Verelendung der Arbeiter geführt, sondern ganz 
im Gegenteil zu einem breiten Massenwohlstand. Die Reallöhne und damit der Lebens-
standard der arbeitenden Bevölkerung sind massiv angestiegen.5 Wie ist dieses empiri-
sche Resultat zu erklären, das ja der theoretischen Analyse von Marx und Engels gera-
dewegs zuwiderläuft?  

Hierbei hilft Abbildung 4. Sie zeigt aus einer neo-klassischen Perspektive, wie der Ar-
beitsmarkt wirklich funktioniert. Mit ihrer Hilfe lässt sich auch leicht der Denkfehler 
identifizieren, der Marx und Engels unterlaufen ist und dessen Korrektur zu völlig ande-
ren Schlussfolgerungen zwingt.  

Schwarz eingezeichnet ist die langfristige Arbeitsangebotskurve LA. Sie verläuft 
zunächst horizontal auf dem Niveau des Subsistenzminimums Smin, also ganz so, wie 
auch Marx und Engels dies implizit angenommen haben. Allerdings weist sie bei der 
Vollbeschäftigungsmenge l* einen Knick auf und verläuft ab dort vertikal. Dies ist der 
entscheidende Unterschied zu jener Modellwelt, die Marx und Engels vor Augen hatten. 
Sie waren davon ausgegangen, dass die industrielle Reservearmee unerschöpflich ist, so 
dass Ausdehnungen der Arbeitsnachfrage stets zum Minimallohn befriedigt werden, 
weil eine unerbittliche Lohnkonkurrenz die Arbeiter dazu zwingt, sich mit dem Subsis-

                                                 
5 Legt man den Indexwert des Jahres 1860 zugrunde, dann ist der Reallohn englischer Facharbeiter bzw. 
Hilfsarbeiter in der Dekade 1950 bis 1959 auf den Wert 221 bzw. 308 angestiegen und für die Dekade 
1990 bis 1999 auf den Wert 559 bzw. 727. Vgl. Clark (2005; Tabelle A2, S. 1324-1325). 
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tenzminimum zu begnügen. In Wirklichkeit verhält es sich jedoch so, dass die Arbeits-
nachfrage so stark gestiegen ist, dass die gesamte industrielle Reservearmee eine Be-
schäftigung findet. Dies hat eine dramatische Konsequenz zur Folge, die Marx und En-
gels nicht vorausgesehen und wohl noch nicht einmal bedacht haben. Genau jener 
Wettbewerbsmechanismus, als dessen Opfer sie die Arbeiter wahrgenommen haben, 
schlägt nun zum Wohl der Arbeiter aus: Es ist die Konkurrenz der Unternehmen um die 
knapp gewordene Arbeit, die den Lohn nach oben treibt. 

 

 

Abbildung 3: Die Entwicklung der Reallöhne in England im 19. Jahrhundert6 

In Abb. 4 lässt sich dies anschaulich nachvollziehen, wenn man zunächst auf die kurz-
fristige Arbeitsnachfragekurve KN1 blickt. Sie schneidet die langfristige Arbeitsange-
botskurve LA im Punkt G1. Hier wird das gesamte Arbeitsangebot l* nachgefragt; es 
herrscht also Vollbeschäftigung. Der gleichgewichtige Lohnsatz stellt sich auf dem Ni-
veau w1 ein.  

Betrachten wir nun, wie auch Marx und Engels dies taten, den infra-marginalen Ar-
beitnehmer la. Er ist für das Unternehmen, das ihn anstellt, so wertvoll, dass es sich ei-
gentlich leisten könnte, ihm den Lohnsatz wa1 auszuzahlen. Stattdessen zahlt es aber nur 
w1. Die Differenz wa1 - w1 ist dem Mehrwert sehr ähnlich, den auch Marx und Engels 
identifiziert hatten. Er wird vom Unternehmen angeeignet (MW1). Im Unterschied zur 
Analyse bei Marx und Engels realisiert jetzt aber auch der Arbeiter einen Mehrwert. Er 
wäre ja eigentlich bereit, sich notfalls mit dem Subsistenzlohn Smin zu begnügen. Statt-
dessen erhält er jedoch den höheren Lohnsatz w1 und streicht mithin die Differenz w1 - 
Smin als Mehrwert (MWa1) ein. 

Wie dramatisch dieser Effekt ist, zeigt sich mit besonderer Deutlichkeit, wenn man 
sich vergegenwärtigt, was passiert, wenn die Arbeitsnachfrage von KN1 auf KN2 an-
steigt. Dann stellt sich das neue Gleichgewicht in G2 als Schnittpunkt der neuen kurz-

                                                 
6 Quelle: Clark (2005; Tabelle A2, S. 1324-1325). Die Reallöhne des Jahres 1860 sind auf den Indexwert 
100 gesetzt worden. 
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fristigen Arbeitsnachfragekurve KN2 mit dem langfristigen Arbeitsangebot LA ein. Es 
herrscht weiter Vollbeschäftigung bei l*. Gleichzeitig aber steigt der gleichgewichtige 
Lohnsatz auf w2.  

 

 

Abbildung 4: Die neo-klassische Analyse des Arbeitsmarktes 

Betrachten wir nun wieder den infra-marginalen Arbeitsanbieter la. Wiederum wird ihm 
weniger bezahlt, als er dem Unternehmen eigentlich wert ist. Gleichzeitig bekommt er 
aber deutlich mehr als den Subsistenzlohn. Der Mehrwert des Unternehmens (MW2) 
beläuft sich auf die Differenz wa2 - w2. Dies ist deutlich weniger, als Marx und Engels 
unterstellen. Sie nehmen ja an, dass die Differenz wa2 – Smin vom Unternehmen als 
Mehrwert angeeignet wird. Gleichzeitig nehmen sie an, dass der Arbeiter gar keinen 
Mehrwert für sich einstreichen kann, weil sein Lohn auf Smin fixiert ist. Demgegenüber 
erhält der Arbeiter einen Mehrwert in Höhe der Differenz w2 - Smin. Dieser Mehrwert 
(MWa2) steigt mit zunehmender Arbeitsnachfrage. Im Klartext bedeutet dies, dass sich 
der Konkurrenzmechanismus auf dem Arbeitsmarkt nicht zu Lasten, sondern zu Guns-
ten der Arbeitnehmer auswirkt, sobald Vollbeschäftigung erreicht ist und ihr Arbeitsan-
gebot aus Sicht der Unternehmen knapp wird. Hier erfüllt der steigende Lohn dann die 
Aufgabe, die Überschussnachfrage der Unternehmen so zu reduzieren, dass Angebot 
und Nachfrage zum Ausgleich kommen. 

Ich spare mir nun ein weiteres Diagramm und mache hier lediglich darauf aufmerk-
sam, dass wir bislang nur die kurzfristige Arbeitsnachfrage (KN) analysiert haben. Die 
langfristige Arbeitsnachfrage verläuft horizontal. Dies bedeutet, dass die Unternehmen 
sich unter dem Druck marktwirtschaftlicher Konkurrenz gezwungen sehen, ihren 
Mehrwert auf dem Arbeitsmarkt genau so vollständig abzugeben, wie sie sich gemäß 
der klassischen Analyse auf dem Gütermarkt gezwungen sehen, die Preise langfristig 
auf das Minimum der durchschnittlichen Produktionskosten abzusenken und damit ihre 
Gewinne vollständig einzubüßen. 

Im Klartext bedeutet das: Der Analogieschluss von Marx und Engels war ein Fehl-
schluss. Zwar ist es richtig, dass der langfristige Gleichgewichtspreis auf dem Güter-
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markt durch die minimalen Kosten der Produktion bestimmt wird. Nicht richtig ist es 
jedoch, davon auszugehen, dass der langfristige Gleichgewichtspreis auf dem Arbeits-
markt durch die minimalen Kosten der Reproduktion bestimmt wird. In Wirklichkeit 
sind die Löhne nicht auf das Subsistenzminimum fixiert. Ganz im Gegenteil: Die Arbei-
ter sind nicht die geschädigten Opfer, sondern die nachhaltigen Nutznießer des Wettbe-
werbs auf dem Arbeitsmarkt. Sobald ihr Arbeitsangebot knapp wird, steigen die Löhne, 
weil Unternehmen darum konkurrieren, wen sie einstellen können.7 

Marx und Engels haben eine falsche Analogie zwischen Gütermarkt und Arbeits-
markt gezogen. Die richtige Analogie lautet demgegenüber wie folgt: Genau so, wie der 
verfügbare Mehrwert auf dem Gütermarkt langfristig vollständig von den Konsumenten 
angeeignet wird, wird der verfügbare Mehrwert auf dem Arbeitsmarkt langfristig voll-
ständig von den Arbeitern angeeignet. Die Unternehmen befinden sich also gleichsam 
in einer Sandwich-Position, in der sie ihre Wertschöpfungserträge sowohl auf dem Be-
schaffungsmarkt für Arbeit als auch auf dem Absatzmarkt für ihre Güter an ihre jewei-
ligen Marktpartner abgeben müssen, weil der Wettbewerb sie dazu zwingt, sich wech-
selseitig zu überbieten (im Hinblick auf die Löhne für Arbeiter) bzw. zu unterbieten (im 
Hinblick auf die Preise für Güter). 

Wollte man an der Semantik von Marx und Engels festhalten, derzufolge derjenige 
als ein Opfer system(at)ischer Ausbeutung bezeichnet wird, dessen Wertschöpfungser-
träge durch Wettbewerbsdruck enteignet werden, so bleibt aus der hier vorgestellten 
Perspektive kein anderer Schluss als der, den „Kapitalismus“ als ein System zur „Aus-
beutung“ der Unternehmen zu qualifizieren. Der Sache nach entspricht dies durchaus 
der Auffassung sowohl der klassischen als auch der modernen Ökonomik, obwohl hier 
freilich andere Begriffe verwendet worden sind. Ich will nur kurz zwei Beispiele anfüh-
ren. 

Das erste Beispiel liefert Ludwig von Mises. Aus seiner Sicht üben Unternehmen 
ein gesellschaftliches Mandat aus, wenn sie sich wirtschaftlich betätigen. Hierzu liest 
man: 

„Die Verbraucher sind souverän. Indem sie kaufen oder vom Kaufen absehen, entscheiden sie über 
Gewinn oder Verlust der Unternehmer. Gewinn und Verlust leiten die Verfügung über die Produk-
tionsmittel in die Hände derjenigen, die sie am zweckmäßigsten im Dienste der Verbraucher zu nüt-
zen wissen. Eigentum an Produktionsmitteln ist in der Marktwirtschaft gewissermaßen ein gesell-
schaftliches Mandat, das dem Mandatar entzogen wird, wenn er den jeweiligen Weisungen seiner 
Auftraggeber, der Verbraucher, nicht nachkommt.“8 

                                                 
7 Ich kann hier nur kurz darauf hinweisen, dass die Modellanalyse leicht erweitert werden kann, indem 
man den Lohnsatz w nicht nur als materielle Entlohnung, sondern zusätzlich auch als immaterielle Ent-
lohnung interpretiert. Dann wird der Blick dafür frei, dass sich auch die Arbeitsbedingungen – angefan-
gen vom Unfallschutz bis hin zur Arbeitsatmosphäre – im Laufe der Zeit deutlich verbessert haben, und 
zwar aufgrund der gleichen Wettbewerbslogik, die auch die materiellen Löhne hat ansteigen lassen. In der 
Tat gehört es zu den immensen Vorzügen der Marktwirtschaft, nicht nur die materielle Entlohnung der 
Arbeiter, sondern gerade auch die immateriellen Arbeitsbedingungen nachhaltig verbessert zu haben. 
Insbesondere Edmund Phelps hat in seinen neueren Schriften darauf aufmerksam gemacht, dass man es 
dem Kapitalismus als Systemeigenschaft zugutehalten muss, für attraktive Arbeitsplätze zu sorgen, die 
die Arbeitnehmer nicht nur mit hohen Einkommen, sondern auch mit persönlichen Entfaltungsmöglich-
keiten versorgen, die das eigene Selbstvertrauen und die Selbstachtung stärken. Vgl. hierzu die Nobel-
preisrede von Phelps (2007) sowie als Überblick Pies und Leschke (2012). 
8 Mises (1959; S. 131). 
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Das zweite Beispiel liefert Franz Böhm. Bei ihm liest man: „Die Gewerbefreiheit hat … 
den Charakter einer sozialen Auftragszuständigkeit, die der Rechtfertigung durch den 
sozialen Nutzen bedarf.“9 

Ich will nun versuchen, meine eigene Sicht der Dinge zu skizzieren, indem ich die 
bisherige Analyse dynamisiere und ins Blickfeld rücke, inwiefern die Förderung von 
Innovationen eine ordnungspolitische Aufgabe ist, bei der es ganz entscheidend darauf 
ankommt, dass die Gesellschaft einen geeigneten institutionellen Rahmen bereitstellt, 
innerhalb dessen Märkte funktionieren können. Um es in der tendenziell irreführenden 
Semantik marxistischer Provenienz auszudrücken, geht es im Folgenden um Überle-
gungen, wie die Unternehmen mittels einer geeigneten institutionellen (Re-)Formierung 
von Eigentumsrechten im Interesse der Bürger noch besser „ausgebeutet“ werden kön-
nen. 

III. Eigentumsrechte in der Marktwirtschaft: Unternehmen als Wertschöpfungs-
agenten im gesellschaftlichen Auftrag 

((1)) Um den Gedanken der Ordnungspolitik und den ordnungspolitischen Stellenwert 
von Eigentumsrechten argumentativ zu entwickeln, nehme ich die zwei Beispiele hier 
noch einmal auf: 

 Erstes Beispiel: Mises macht darauf aufmerksam, dass auf dem Markt tätige Un-
ternehmen eine „license to operate“ haben, die ihnen gesellschaftlich gewährt 
wird und die ihnen deshalb auch gesellschaftlich wieder entzogen werden kann. 
Die wirtschaftliche Produktion ist demzufolge kein Selbstzweck, der an sich 
schon gerechtfertigt wäre, sondern vielmehr ein Mittel zum Zweck der Besser-
stellung von Konsumenten – hier würde ich ergänzen wollen: zur Besserstellung 
von Konsumenten und anderen gesellschaftlichen Akteuren wie z.B. den Arbeit-
nehmern. Als Mittel lässt sich die wirtschaftliche Produktion immer nur rein in-
strumentell rechtfertigen, bleibt also in ihrer Legitimation stets rückgebunden an 
die gesellschaftlichen Bedürfnisse. Genau das meint die Misessche Formel vom 
„gesellschaftliche(n) Mandat“. Unternehmen erfüllen eine gesellschaftliche 
Funktion, wenn sie im marktlichen Leistungswettbewerb Gewinne erwirtschaf-
ten, denn das bedeutet, dass es ihnen mittels Wertschöpfung gelungen ist, bei ih-
ren Kunden auf freiwilliger Basis eine Zahlungsbereitschaft zu aktivieren, die 
die Kosten der Produktion übersteigt. Die Misessche Formel aufgreifend, würde 
ich folgende Kennzeichnung treffen: In der Marktwirtschaft handeln Unterneh-
men als Wertschöpfungsagenten im gesellschaftlichen Auftrag. 

 Zweites Beispiel: Franz Böhm offeriert nicht nur seine eigene Formulierung die-
ses Sachverhalts, wenn er im Hinblick auf Unternehmen und ihre Gewerbefrei-
heit von einer „sozialen Auftragszuständigkeit“ spricht. Er offeriert auch eine 
wichtige Folgeüberlegung, an die ich hier anschließen will. Bei ihm liest man 
über den Zusammenhang von wirtschaftlicher Autonomie und rechtlicher Steue-
rung: „Da in der marktwirtschaftlichen Ordnung die Aufgabe, die individuelle 
Aktivität auf den gesellschaftlichen Nutzen abzustimmen, dem Marktmechanis-
mus anvertraut ist, hängt die rechtspolitische Sinnhaftigkeit der Gewerbefreiheit 
von der volkswirtschaftlichen Lenkungsqualität des Marktmechanismus ab. Ein 
Gesetzgeber, der die Gewerbefreiheit einführt, übernimmt die Garantie und die 

                                                 
9 Böhm (1971, 1980; S. 203, H.i.O.) 
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Sorge für die Lenkungsqualität des marktwirtschaftlichen Preissystems.“10 Franz 
Böhm, der neben Walter Eucken zu den maßgeblichen Köpfen der Freiburger 
Schule zählt, verleiht mit dieser Aussage der ordnungspolitischen Idee Aus-
druck, dass die Unternehmen ihrem gesellschaftlichen Mandat nur dann nach-
kommen können, wenn die Gesellschaft ihrerseits für die geeigneten Rahmen-
bedingungen marktwirtschaftlicher Aktivitäten sorgt. Hierzu zählen vor allem 
klar definierte Eigentumsrechte, ein privates Vertragsrecht zur Übertragung die-
ser Rechte und eine entschiedene Anti-Kartellpolitik, die für Leistungswettbe-
werb sorgt. 

Vor diesem Hintergrund will ich nun zeigen, warum Unternehmen auf geeignete Eigen-
tumsrechte angewiesen sind, um ihre Aufgabe als Wertschöpfungsagenten im gesell-
schaftlichen Auftrag wahrnehmen zu können. Hierzu gehe ich in zwei Schritten vor. 
Zunächst erläutere ich das Vier-Quadranten-Schema des ökonomischen Güterkosmos. 
Sodann stelle ich gegenüber, wie sich Unternehmen im Wettbewerb verhalten, wenn 
klar definierte Eigentumsrechte vorliegen bzw. nicht vorliegen. 

((2)) Abb. 5 hilft, sich den ökonomischen Güterkosmos vor Augen zu führen. In der 
horizontalen Dimension wird unterschieden, ob Rivalität im Konsum vorherrscht (R=1) 
oder nicht (R=0). In der vertikalen Dimension wird unterschieden, ob exklusive Eigen-
tumsrechte vorliegen (E=1) oder nicht (E=0). Danach sind vier Fälle zu unterscheiden. 

 Fall 1: Private Güter sind gekennzeichnet durch die Kombination von Rivalität 
und Exklusivität (R=1 und E=1). Ein typisches Beispiel hierfür sind Lebensmit-
tel wie beispielsweise ein Apfel: (a) Wenn A ein Stück des Apfels isst, kann die-
ses Stück nicht auch gleichzeitig von B gegessen werden. Hier herrscht die Ent-
weder-Oder-Logik der Knappheit, mit der Folge, dass jeder zusätzliche Konsu-
ment von A als abträglich für seinen Nutzen empfunden wird. Es besteht Rivali-
tät im Konsum (R=1). (b) Wenn A der Eigentümer des Apfels ist, kann er B von 
der Nutzung ausschließen und gerade dadurch diesen veranlassen, ihm einen 
Preis dafür zu zahlen, dass A das Eigentumsrecht an B durch Vertrag übereignet. 
Erst dadurch, dass exklusive Eigentumsrechte (E=1) bestehen, wird das private 
Gut marktfähig.  

 Fall 2: Allmendegüter sind gekennzeichnet durch die Kombination von Rivalität 
und Nicht-Exklusivität (R=1 und E=0). Ein typisches Beispiel hierfür ist der 
Fischbestand der Weltmeere. (a) Einerseits herrscht Knappheit (R=1). Jeder 
Fisch kann nur einmal gegessen werden. (b) Andererseits sind die Fische jen-
seits des nationalen Territoriums ein globales Gemeingut. Folglich gibt es kei-
nen Eigentümer, der das Recht hätte, andere Akteure davon abzuhalten, diese Fi-
sche zu fangen (E=0). So kommt es zum Phänomen der Überfischung der Welt-
meere. Es ist ein generelles Kennzeichen von Allmendegütern, dass bei ihnen 
eine Tendenz zur Übernutzung besteht: Weil kein Preis gezahlt werden muss, 
werden die (welt-)gesellschaftlich auftretenden Kosten nicht individuell spürbar. 
Folglich fehlt es an Anreizen zum sparsamen Umgang mit knappen Ressourcen. 
Vielmehr hat jeder einzelne einen Anreiz, sich genau so zu verhalten, wie er es 
von den anderen befürchtet. 

                                                 
10 Böhm (1971, 1980; S. 203, H.i.O.). 



 Diskussionspapier 2012-13 13
 

 Fall 3: Öffentliche Güter sind gekennzeichnet durch die Kombination von Nicht-
Rivalität und Nicht-Exklusivität (R=0 und E=0). Typische Beispiele hierfür sind 
der Mondschein oder ein Feuerwerk. Für beide gilt: (a) Nutzer dieses Gutes 
werden durch zusätzliche Konsumenten nicht in ihrem eigenen Nutzen beein-
trächtigt (R=0). (b) Es ist im Allgemeinen nicht möglich, andere Akteure von 
der Nutzung auszuschließen, weil diese öffentlichen Güter keinen Eigentümer 
haben (E=0). Sofern öffentliche Güter allererst produziert werden müssen – 
beim Feuerwerk ist dies der Fall, beim Mondschein nicht –, kommt es systema-
tisch zum Phänomen der Unterversorgung: Aufgrund mangelnder Eigentums-
rechte gelingt es nicht, bei den Konsumenten eine Zahlungsbereitschaft auf 
freiwilliger Basis zu aktivieren, mit der sich die Herstellungskosten decken lie-
ßen. Die Konsumenten verhalten sich als Trittbrettfahrer (free-riders). Da sie 
freiwillig keinen Preis bezahlen, können die Kosten der Produktion nicht ge-
deckt werden. Dies hat zur Folge, dass die Produktion genau deshalb unterbleibt. 
Das bedeutet: Es gibt weniger Feuerwerke, als eigentlich wünschenswert wäre. 

 Fall 4: Clubgüter sind gekennzeichnet durch die Kombination von Nicht-
Rivalität und Exklusivität (R=0 und E=1). Typische Beispiele hierfür sind 
Sportvereine, die ihre Sportanlagen nur Mitgliedern verfügbar machen und dafür 
einen generellen Mitgliedsbeitrag, aber keine Nutzungsgebühr erheben. (a) In-
nerhalb eines gewissen Intervalls besteht keine Rivalität, weil zusätzliche Nutzer 
(noch) nicht als Beeinträchtigung erfahren werden. (b) An der Anlage besteht 
exklusives Eigentum, so dass Nicht-Mitglieder daran gehindert werden können, 
die Anlage zu nutzen, was potentielle Nutzer zur Mitgliedschaft motiviert. – Der 
wichtigste Club ist der Staat. Seine Bürger kommen in den Genuss nicht-
rivalisierender Güter wie beispielsweise Sicherheit und zahlen dafür Steuern, 
während Nicht-Bürger exkludiert werden können (und auch tatsächlich exklu-
diert werden, wie man es etwa entlang der Wohlstandsgrenze zwischen Europa 
und Afrika beobachten kann).  

 

Abbildung 5: Der ökonomische Güterkosmos 

Die historische Entwicklung ist dadurch gekennzeichnet, dass viele Naturgüter – z.B. 
die Umweltmedien Wasser, Luft und Land – zunächst als öffentliche Güter frei verfüg-
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bar waren (Quadrant III). Dann kam es aufgrund des Bevölkerungswachstums und des 
gehobenen Lebensstandards zu Verknappungstendenzen. Güter, bei denen ursprünglich 
keine Rivalität im Konsum bestand, waren nun nicht mehr so reichlich vorhanden, dass 
alle Wünsche befriedigt werden konnten. Mit zunehmender Rivalität im Konsum wur-
den diese einstmals öffentlichen Güter zu Allmendegütern (Quadrant II). Eine intelli-
gente gesellschaftliche Reaktion auf die hiermit systematisch auftretenden Übernut-
zungserscheinungen besteht darin, der Knappheit Rechnung zu tragen, indem man Ei-
gentumsrechte an diesen Gütern kreiert, sie also zu privaten Gütern macht (Quadrant I). 
Private Güter sind marktfähig. Das bedeutet, dass man den Preismechanismus aktivie-
ren kann, um Nachfrage und Angebot in Übereinstimmung zu bringen.  

Ein konkretes Beispiel möge dies illustrieren: 
 Vor 200 Jahren war die Aufnahmekapazität der Atmosphäre für Treibhausgase 

wie insbesondere Kohlendioxid noch nicht knapp. Luft als Speichermedium für 
CO2 war ein öffentliches Gut (Quadrant III). 

 Inzwischen wissen wir, dass sich das geändert hat. Naturwissenschaftler warnen 
vor einer Klimaerwärmung. Aus dem globalen öffentlichen Gut ist ein globales 
Allmendegut geworden (Quadrant II). 

 Nach dem Kioto-Protokoll haben erste Versuche stattgefunden, hierauf durch 
die Einrichtung von Eigentumsrechten zu reagieren (Quadrant I). Es wurden 
CO2-Emissionszertifikate geschaffen, die an der Börse gehandelt werden und 
mithin einen Preis bekommen, der es für die Emittenten attraktiv macht, sich um 
einen möglichst wirtschaftlichen Umgang mit dem zuvor übernutzten Gut zu 
bemühen. 

((3)) Ich möchte nun zu zeigen versuchen, wie unterschiedliche Auswirkungen die 
Wettbewerbslogik zeitigt, je nachdem, ob die Unternehmen im Hinblick auf private 
Güter oder auf Allmendegüter konkurrieren. Hierbei hilft Abbildung 6. 

 

Abbildung 6: Unternehmerischer Wettbewerb um Allmendegüter bzw. private Güter 

Zunächst betrachten wir eine Unternehmensbranche, die sich im Wettbewerb um ein 
Allmendegut befindet (Abb. 6a). Beispielsweise denke man an den unternehmerischen 
Umgang mit CO2-Emissionen, bevor das Kioto-Protokoll in Kraft trat. Damals gab es 
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noch kein Eigentumsrecht an der Atmosphäre und auch kein institutionelles Surrogat, 
das dazu geführt hätte, CO2-Emissionen mit einem Preis zu versehen. Unter diesen Be-
dingungen konnten Unternehmen mit klimaschonenden Aktivitäten – z.B. mit Investiti-
onen in CO2-Reduktion – keine Kosten sparen und auch keine Umsätze erwirtschaften. 
Wer sich trotzdem klimaschonend verhielt, wurde dafür auf dem Markt nicht belohnt, 
sondern bestraft.  

Um dies nachzuvollziehen, versetzen wir uns in die Situation eines repräsentativen 
Unternehmens (U) und fassen alle seine Konkurrenten als Rest der Branche (R) zusam-
men. Alle Wettbewerber stehen vor der gleichen Frage: Sollen sie sich klimaschonend 
verhalten und ihre CO2-Emissionen freiwillig drosseln? Sowohl U als auch R können 
diese Frage mit ja oder nein beantworten. Folglich gibt es vier Strategiekombinationen 
und mithin vier Quadranten, die abbilden, welche Situationen möglich sind.  

Wir fragen uns nun, wie das für die Branche repräsentative Unternehmen U die 
möglichen Kombinationen einschätzt. 

 Offenbar wäre Quadrant IV für U der worst case: Es nähme Kosten auf sich, um 
CO2 zu reduzieren, während seine Konkurrenten nicht mitmachen. Für U käme 
dies einem Wettbewerbsnachteil gleich. 

 Umgekehrt wäre Quadrant II für U der best case: Die Konkurrenten nähmen 
Kosten auf sich, um das Klima zu schonen. U spart sich diese Kosten und erringt 
so einen Wettbewerbsvorteil. 

 Wenn alle Unternehmen CO2 reduzieren, nehmen sie alle Kosten auf sich, die 
sie jedoch auf die Konsumenten weiterwälzen. Niemand erlitte einen Wettbe-
werbsnachteil. Der Klimaschutz wäre wettbewerbsneutral. Dies wäre für U der 
zweitbeste Fall. 

 Wenn kein Unternehmen CO2 reduziert, fallen dafür auch keine Kosten an. 
Wiederum entsteht niemandem ein Wettbewerbsnachteil. Allerdings handelt 
man sich ein Klimaproblem ein. Dies wäre aus der individuellen Sicht von U der 
drittbeste Fall.  

Die vertikalen Pfeile in Abbildung 6a weisen beide nach unten. Spieltheoretisch formu-
liert, hat U eine dominante Strategie. Das bedeutet: Unabhängig davon, wie sich die 
Konkurrenten verhalten, ist es für U stets individuell vorteilhaft, CO2 nicht freiwillig 
einzusparen. Da U repräsentativ für die gesamte Branche ist, werden auch die anderen 
Unternehmen (R) sich genau wie U verhalten. Auch sie haben die gleiche dominante 
Strategie. Folglich stellt sich als Gleichgewichtskonstellation die Strategiekombination 
in Quadrant III ein: Selbst dann, wenn sämtliche Unternehmen der Branche das gesell-
schaftliche Ziel teilen, Klimaschutz anzustreben – sie bewerten Quadrant I höher als 
Quadrant III –, sind sie dennoch nicht in der Lage, dieses gemeinsame Ziel auch wirk-
sam zu verfolgen, weil der Wettbewerb mit seinen Anreizen sie daran hindert, Kosten in 
Kauf zu nehmen, für die sie nicht von den Konsumenten kompensiert werden. Im Klar-
text heißt das: Solange Unternehmen gezwungen werden, um Allmendegüter zu konkur-
rieren, müssen sie als Wertschöpfungsagenten versagen und können ihren gesellschaft-
lichen Auftrag nicht erfüllen.  

Wie verhält es sich demgegenüber, wenn die Unternehmen um private Güter kon-
kurrieren? Um beim konkreten Beispiel zu bleiben: Wie hat sich die Anreizsituation für 
die Unternehmen verändert, seitdem ein börsennotierter Zertifikatehandel eingeführt 
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wurde, der CO2-Emissionen mit einem Preis versieht? Um dies zu analysieren, wenden 
wir uns Abb. 6b zu. 

Wir fragen uns nun, wie das für die Branche repräsentative Unternehmen U unter 
diesen veränderten Bedingungen die möglichen Kombinationen einschätzt. 

 Offenbar wäre jetzt Quadrant I für U der worst case: Die Konkurrenten würden 
Kosten sparen, während es selbst nicht mitmachen würde. Für U käme dies ei-
nem Wettbewerbsnachteil gleich. 

 Umgekehrt wäre Quadrant IV für U der best case: Die Konkurrenten unternäh-
men nichts, um das Klima zu schonen, obwohl sie damit Geld sparen könnten. U 
hingegen folgt den preislich gesetzten Anreizen und erringt so einen Wettbe-
werbsvorteil. 

 Wenn alle Unternehmen CO2 reduzieren, realisieren sie allesamt Kosteneinspa-
rungen, die sie freilich wettbewerbsbedingt an ihre Kunden weitergeben müssen. 
Niemand erlitte einen Wettbewerbsnachteil. Der Klimaschutz wäre wettbe-
werbsneutral. Dies wäre für U der zweitbeste Fall. 

 Wenn kein Unternehmen CO2 reduziert, fallen auch keine Kosteneinsparungen 
an. Wiederum entsteht niemandem ein Wettbewerbsnachteil. Allerdings handelt 
man sich ein Klimaproblem ein. Dies wäre aus der individuellen Sicht von U der 
drittbeste Fall.  

Die vertikalen Pfeile in Abbildung 6b weisen beide nach oben. Spieltheoretisch formu-
liert, hat U wiederum eine dominante Strategie. Allerdings ist es diesmal so: Unabhän-
gig davon, wie sich die Konkurrenten verhalten, ist es für U stets individuell vorteilhaft, 
CO2 freiwillig einzusparen. Da U repräsentativ für die gesamte Branche ist, werden 
auch die anderen Unternehmen (R) sich genau wie U verhalten. Auch sie haben die 
gleiche dominante Strategie. Folglich stellt sich als Gleichgewichtskonstellation die 
Strategiekombination in Quadrant I ein: Sobald Unternehmen in die Lage versetzt wer-
den, um private Güter zu konkurrieren, können sie sich wirksam als Wertschöpfungs-
agenten betätigen und ihren gesellschaftlichen Auftrag erfüllen.  

Abbildung 7 hilft, diese Wettbewerbslogik noch einmal in einem Preis-Mengen-
Diagramm nachzuvollziehen.  

In Abbildung 7a ist der Wettbewerb um die Speicherkapazität der Luft als 
Allmendegut eingezeichnet. Es gibt keine Eigentumsrechte und folglich keinen Preis für 
CO2-Emissionen (p = 0). Unter diesen Bedingungen fragen die Unternehmen solche 
Emissionen bis zur Sättigungsmenge nach. Dies entspricht dem Gleichgewichtspunkt 
Ga.  

In Abbildung 7b ist eingezeichnet, wie sich der Unternehmenswettbewerb auswirkt, 
nachdem Eigentumsrechte in Form von börsennotierten CO2-Zertifikaten eingeführt 
worden sind. Jetzt haben Treibhausgasemissionen einen positiven Preis (pCO2). Dieser 
Preis drängt ihre Nachfrage zurück. Die Unternehmen bewegen sich entlang ihrer grau 
eingezeichneten Nachfragekurve N1 in nord-westliche Richtung. Das neue Gleichge-
wicht stellt sich in Gb1 ein. Dieser Beitrag zum Klimaschutz ist als CO2-Reduktion (R1) 
kenntlich gemacht. 
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Abbildung 7: Die Wettbewerbslösung beim Allmendegut bzw. beim privaten Gut 

Er wird noch ergänzt um einen weiteren Klimaschutzbeitrag (R2), der sich in dynami-
scher Hinsicht einstellt, sobald man berücksichtigt, dass mit dem Preis nicht nur eine 
marktliche Anpassungslogik, sondern zudem auch eine marktliche Innovationslogik 
freigesetzt wird. Sobald CO2-Emissionen nicht mehr kostenlos zu haben sind, lohnt es 
sich, in die Vermeidung der nunmehr kostenträchtigen CO2-Emissionen zu investieren. 
Damit verschiebt sich die Nachfrage der Unternehmen von N1 zu N2. Selbst bei einem 
gleichbleibenden Preis p bedeutet dies, dass der Markt für zusätzlichen Klimaschutz 
sorgt, weil er es für die Unternehmen individuell vorteilhaft macht, von Gb1 auf Gb2 zu 
wechseln. Bei langfristiger Betrachtung ist diese Innovationsdynamik noch weitaus 
wichtiger als die Anpassungslogik. Deshalb ist es nicht unrealistisch, wenn in Abbil-
dung 7b der Effekt R2 wesentlich größer eingezeichnet ist als R1. Die volle Sinnhaftig-
keit privater Eigentumsrechte erschließt sich immer erst im Hinblick auf die dynami-
schen Anreizwirkungen für Innovation.11 

  

                                                 
11 Alle Innovationen beruhen auf der Generierung neuen Wissens. Solange es sich bei diesem Wissen um 
ein „öffentliches Gut“ im Sinne von Abb. 5 handelt, bleibt die Produktion neuer Erkenntnisse suboptimal. 
Führt man hingegen Eigentumsrechte ein, so verwandelt man das Wissen in ein „Club-Gut“. Dies hat 
dramatische Anreizfolgen, wie man sich anhand von Abb. 6 leicht klarmachen kann: Bezieht man die 
Matrix in Abb. 6a auf die Alternative, ob die Unternehmen einer Branche freiwillig dazu beitragen, Wis-
sen als ein „öffentliches Gut“ zu generieren, etwa indem sie in neue Produkte oder neue Produktionsver-
fahren oder neue Organisationsformen investieren, dann lautet die allgemeine Antwort „nein“ (Gleichge-
wicht in Quadrant III). Bezieht man aber umgekehrt die Matrix in Abb. 6b auf die Alternative, ob die 
Unternehmen einer Branche freiwillig dazu beitragen, Wissen als ein Club-Gut zu generieren, mit dem sie 
aufgrund ihrer Eigentumsrechte Einnahmen erzielen können, dann lautet die allgemeine Antwort „ja“ 
(Gleichgewicht in Quadrant I). Insofern ist die Einrichtung und Ausgestaltung funktionaler Eigentums-
rechte von allergrößter Bedeutung für die nachhaltige Wachstums-Governance der modernen (Welt-)Ge-
sellschaft, denn von diesen Eigentumsrechten und den durch sie gesetzten Leistungsanreizen hängt es ab, 
inwiefern Unternehmen Wertschöpfung durch dynamische Wissensgenerierung betreiben (können). An-
ders formuliert: Die Institutionalisierung eines Innovationswettbewerbs ist die nachhaltigste Form der 
„Ausbeutung“ von Unternehmen. 
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IV. Fazit 

Die Frage des Eigentums – und insbesondere des Eigentums an Produktionsmitteln – ist 
durch den Sozialismus des 19. Jahrhunderts ganz oben auf der politischen Agenda plat-
ziert worden. Aus meiner Sicht handelt es sich um eine durchaus wichtige Frage. Aller-
dings wurde sie durch die Vertreter des Sozialismus völlig falsch gestellt. Sie rückten in 
den Vordergrund, wem das Kapital gehört, und riefen dazu auf, per Revolution für einen 
Wechsel zu sorgen und das Eigentum der Kapitalisten in gesellschaftliches Eigentum zu 
überführen. Auf diese Weise wollten sie sicherstellen, dass möglichst alle Menschen in 
den Genuss des gesellschaftlich produzierten Reichtums gelangen. Für falsch gestellt 
halte ich diese Frage, weil so ausgeblendet wird, mit welchen Anreizen die Eigentümer 
ausgestattet werden, ihre Vermögensgegenstände gesellschaftlich produktiv zu nutzen. 
Nicht wem eine Sache gehört, ist aus meiner Sicht entscheidend, sondern dass sie über-
haupt irgendjemandem gehört und dass dieser Eigentümer einem Leistungswettbewerb 
ausgesetzt wird, welcher dafür sorgt, dass dieser Eigentümer seine eigenen Interessen 
nur dadurch wirksam verfolgen kann, dass er die Interessen der Nicht-Eigentümer effek-
tiv fördert, und zwar weitestgehend unabhängig davon, ob er dies nun bewusst anstrebt 
oder nicht. In dieser wichtigen Erkenntnis liegt die dritte Pointe meiner Argumentation. 
In einer funktionalen Marktwirtschaft orientiert sich die Einrichtung und Ausgestaltung 
der Eigentumsrechte nicht an den Interessen der Eigentümer, sondern geradewegs um-
gekehrt an den Interessen der Nicht-Eigentümer. 

Zur Erinnerung: Ich habe in diesem Aufsatz zu zeigen versucht (erste Pointe), dass 
Marx und Engels einem Fehlschluss aufsitzen, wenn sie davon ausgehen, dass der Preis 
auf dem Gütermarkt durch die minimalen Kosten der Produktion und analog der Preis 
auf dem Arbeitsmarkt durch die minimalen Kosten der Reproduktion bestimmt sei. Kor-
rigiert man diesen Fehlschluss, dann wird der Blick dafür frei, dass in einer funktionie-
renden Marktwirtschaft die Unternehmen sich als Wertschöpfungsagenten im gesell-
schaftlichen Auftrag betätigen, wovon nicht nur die Konsumenten, sondern ausdrück-
lich auch die Arbeitnehmer nachhaltig profitieren (zweite Pointe). Allerdings funktio-
niert die Marktwirtschaft nur dann richtig, wenn die institutionellen Rahmenbedingun-
gen die erforderlichen Leistungsanreize setzen. Und hier kommt es vor allem darauf an, 
die Eigentümer durch Konkurrenzdruck mit Innovationsanreizen auszustatten, so dass 
sie Neuerungen hervorbringen, die mittelbar der gesamten Gesellschaft zugutekommen 
(dritte Pointe).  

Auch diesen Gedanken kann man – mit ein wenig kritischer Phantasie – als Analo-
gieschluss entwickeln: Marx und Engels empfanden den Kapitalismus als ein Ausbeu-
tungssystem. Sie sahen in ihm ein Gefängnis, aus dem die Arbeiter nur durch Revoluti-
on ausbrechen können. Ich habe – Marx und Engels folgend – den Kapitalismus eben-
falls als ein System zur Ausbeutung gekennzeichnet, allerdings als ein System zur Aus-
beutung der Unternehmen, weil in Wirklichkeit nicht die Arbeiter, sondern die Unter-
nehmen veranlasst werden, ihre Wertschöpfungserträge an die Interaktionspartner (vor 
allem an Konsumenten und Arbeitnehmer) abzugeben. Es ist der Wettbewerb auf ihren 
Absatz- und Beschaffungsmärkten, durch den die Unternehmen gezwungen sind, sich 
ihre kurzfristigen Gewinne wechselseitig abspenstig zu machen und schließlich auf null 
herunterzukonkurrieren. Allerdings gibt es für die Unternehmen ebenfalls so etwas wie 
einen revolutionären Ausweg aus dem Gefängnis langfristiger Nullgewinne. Der besteht 
darin, aus dem bisherigen System auszubrechen und durch Innovation einen neuen 
Markt zu öffnen, in dem sie vorübergehende Pioniergewinne einstreichen können, die 
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dann allerdings durch Imitationswettbewerb wieder abgebaut werden, so dass nur eine 
„permanente Revolution“ für nachhaltige Gewinne sorgt. Das entscheidende Charakte-
ristikum der Marktwirtschaft ist deshalb die kontinuierliche Weiterentwicklung ihrer 
eigenen Produktionsbedingungen durch Neuerungen. Josef Schumpeter sprach in die-
sem Zusammenhang vom „process of creative destruction“12. Ich bevorzuge stattdessen 
den Begriff „Wachstums-Governance“ sowie einen Ausdruck von Walter Lippmann: Er 
prägte die Formel „the invention of invention“13, um die Autopoiesis des kapitalisti-
schen System auf den Begriff zu bringen. Vor diesem Hintergrund lautet mein Schluss-
satz: Wenn wir es als Gesellschaft richtig anstellen, können wir die Unternehmen mit 
Anreizen versorgen, die sie in die Lage versetzen, sich als Wertschöpfungsagenten im 
gesellschaftlichen Auftrag zu betätigen, und zwar vor allem dadurch, dass sie Innovati-
onen hervorbringen, die uns mit immer neuen Optionen versorgen, für die Herausforde-
rungen der Gegenwart und Zukunft gewappnet zu sein. 

 

 

  

                                                 
12 Schumpeter (1942, 2008; S. 81). 
13 Lippmann (1929, 2009, S. 235). 
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